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13.39 

Bundesrat Andreas Arthur Spanring (FPÖ, Niederösterreich): Herr Vorsitzender! 

Frau Minister! Kollegen im Bundesrat! Sehr geehrte Damen und Herren vor den 

Bildschirmen! Ja, wenn man fremdes Gut nutzt, zum Beispiel ein Haus oder eine 

Wohnung, dann ist jedem klar, dass man dafür eine Gegenleistung erbringen muss – 

man zahlt Miete. Wenn es aber um immaterielle Güter geht, dann wird oft über die 

Erbringung der Gegenleistung hinweggesehen oder darauf vergessen – wie auch 

immer –, und das geht natürlich nicht.  

Wenn man ein Werk nutzt, egal ob das ein Film ist, ob das Musik ist, ob das Bilder sind 

und so weiter, dann ist es so, dass es natürlich Eigentümer gibt, und diese Eigentümer 

wollen – no na net – für die Verwendung ihres Eigentums auch entlohnt werden. Da 

kommen wir zum Urheberrecht und zur dazugehörigen Novelle.  

Die EU hat hiezu eine Richtlinie erlassen und Österreich ist mit der Umsetzung beauf-

tragt. Es geht um den Umgang zwischen Künstlern, es geht aber natürlich auch um 

den Umgang zwischen Benützern und den großen mächtigen Internetkonzernen, die 

da meistens monopolistisch auftreten. Genau diese Internetriesen stellen oft Werke auf 

ihre Seiten, kassieren dann durch Werbeeinnahmen irrsinnig viel Geld und die 

Künstler, die Urheber der Werke schauen durch die Finger.  

Nach der heutigen Rede von Stefan Schennach muss ich sagen: Wir sind ja nicht 

immer einer Meinung, aber da bin ich schon deiner Meinung. Jetzt gibt es eben mit 

diesen Bagatellgrenzen eine Art Kompromiss, aber dieser Kompromiss birgt 

gleichzeitig auch wieder die Gefahr, dass man die Internetkonzerne zum Teil aus ihrer 

Verpflichtung nimmt beziehungsweise Hintertürchen offen lässt.  

Genauso problematisch sehen wir das Pre-Flagging, weil man hier durch die vorherige 

Erklärung eben einen Ausnahmetatbestand vom Urheberrecht schaffen will; ob das 

dann in der Praxis wirklich funktionieren wird, werden wir sehen. Wir stehen dieser 

Umsetzung der Richtlinie sehr skeptisch gegenüber und werden deshalb auch 

Einspruch erheben. (Beifall bei der FPÖ.)  

13.41 

Präsident Dr. Peter Raggl: Zu Wort gemeldet ist Bundesrätin Barbara Tausch. Ich er-

teile ihr dieses.  

 


